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Mein Blick auf Wohlen hat sich 
in den ersten Monaten als Ge-
meinderätin geschärft.

Besonders bei Kindern, Ju-
gendlichen, Familien und jün-
geren Erwachsenen sehe ich 
Handlungsbedarf. Sie tragen 
heute sehr viel selbst: Eltern 
organisieren Betreuung und 
Unterstützung, Jugendliche 
müssen mit starken Belastun-
gen zurechtkommen, junge 
und jüngere Erwachsene fal-
len politisch zwischen Stuhl 
und Bank, weil niemand spe-
zifisch für sie zuständig ist. In 
Wohlen gibt es bereits viele 
Angebote. Aber sie sind nicht 
immer leicht zugänglich, gut 
vernetzt oder so aufeinander 
abgestimmt, wie es die Nut-
zer:innen brauchen. Unterstüt-
zung sollte nicht erst greifen, 
wenn aus einer Belastung eine 
Krise geworden ist.

Ich will drei Dinge voranbrin-
gen: bezahlbare Kinderbetreu-
ung, besser aufeinander ab-
gestimmte Familienangebote 
und stärkere Unterstützung für 
Kinder, Jugendliche und junge 
Erwachsene. 

Wohlen soll tragen
Von Michelle Hufschmid-Lim, Gemeinderätin Soziales

Deshalb erheben wir momen-
tan im Departement Soziales, 
welche Angebote bereits be-
stehen und wo Lücken liegen. 
Vor allem möchte ich Familien, 
Kinder und Jugendliche sowie 
junge Erwachsene selbst fra-
gen, was ihnen fehlt. Auch die 
mentale Belastung und die oft 
unsichtbare Sorgearbeit, die 
häufig bei Frauen liegt, müs-
sen wir mitdenken.

Neue, lokale Angebote zur 
Vernetzung und Entlas-
tung von Eltern und 
von Personen, die un-
bezahlte Betreuungsar-
beit leisten, soll durch 
die frisch aufgestockte 
Fachstelle Familie und 
Kind aufgebaut wer-
den. Zusätzlich möch-
te ich die Schulso-
zialarbeit und 
soziale Unter-
stützung für 
Kinder und 
Jugendliche 
stärken. Wo 
A n g e b o t e 
fehlen oder 
nicht zu-
s a m m e n -
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WOHLEN.

spielen, müssen wir Lücken 
schliessen, das Angebot deut-
lich sichtbar machen und uns 
besser vernetzen.

Ich bin überzeugt: Eine starke 
Gemeinde schafft Strukturen, 
auf die Menschen sich verlas-
sen können, wenn sie Unter-
stützung brauchen. Dafür will 
ich mich einsetzen.



bringt weitere Beispiele: Er 
findet es richtig, dass die 
Schweiz 1938 Sanktionen ge-
gen das faschistische Italien 
nicht mittrug. Zudem sprach 
er sich in den 80er-Jahren 
vehement für «Neutralität» 
und freies «Gschäftlimache» 
mit dem Apartheidsregime in 
Südafrika aus. 

Es fällt auf, auf welche Seite 
sich Blocher und die Gran-
den seiner SVP immer wie-
der stellen – Unrechtsregi-
mes und Diktaturen scheinen 
sie magisch anzuziehen. Die 
«Pro-Putin-Initiative» würde der 
Schweiz verbieten, EU-Sank-
tionen, beispielsweise gegen 
Aggressionsstaaten, zu über-
nehmen. Damit würde die 
bewährte, flexible Neutralitäts-
politik durch ein starres Dog-
ma ersetzt, das einem Prin-
zipien- und Haltungsverbot 
gleichkommt. Wer Aggressor 
und Opfer gleichbehandelt, 
ist aber nicht neutral, sondern 
stellt sich auf die Seite des 
Räubers. Mit dieser Anti-Sank-
tions-Initiative würde sich 
die Schweiz faktisch auf die 
Seite des Regimes von Russ-

Eidg. Abstimmung vom 27. 9. 2026: NEIN zur «Neutralitätsinitiative» 

Der Verrat unserer Werte ist nicht neutral
Von Christof Berger, Vizepräsident SPplus Wohlen

lands Diktator Putin stellen 
und sich gleichzeitig gegen 
unsere wichtigste Partnerin, 
die EU, positionieren. Mit der 
Annahme der Initiative würde 
die Schweiz zudem zu einem 
Schlupfloch, um internationale 
Sanktionen gegen Unrechts-
regimes und Kriegstreiber zu 
umgehen. Schweizer Unter-
nehmen und Rohstoffkonzer-
ne könnten dann wieder unge-
hindert Geschäfte mit Putins 
Regime machen und dessen 
Kriegskasse füllen. 

Schweizer Neutralität darf je-
doch nicht politische Passivi-
tät bedeuten, sondern muss 
von Verantwortung zeugen. 
Die Schweiz ist dann glaub-
haft, wenn sie sich für eine 
regelbasierte Ordnung, für die 
Einhaltung des Völkerrechts 
und für die Menschenrechte 
einsetzt. Das muss auch die 
Möglichkeit offenlassen, in-
ternationale Vereinbarungen 
mitzutragen, wenn sich dies 
aufdrängt. Erteilen wir dieser 
verlogenen Knebelinitiative 
am 27. September eine deutli-
che Abfuhr – mit einem über-
zeugten NEIN.

Christof Berger,  
Vizepräsident 
SPplus Wohlen

Stellen Sie sich vor, Sie beob-
achten einen Einbruch in das 
Haus Ihrer Nachbarn, bleiben 
aber «neutral», indem Sie we-
der die Polizei rufen noch Ih-
ren Nachbarn zu Hilfe eilen. 
Stattdessen signalisieren Sie 
den Einbrechern, dass Sie 
zwischen ihnen und Ihren 
Nachbarn keinerlei Partei er-
greifen würden und sogar an 
Geschäftsbeziehungen mit 
ihnen interessiert wären. Sie 
rechtfertigen dies damit, dass 
die Einbrecher Sie vor zukünf-
tigen Einbrüchen verschonen 
würden und Sie somit Krieg 
verhindern und für «Frieden» 
sorgen würden. Zudem wür-
den Sie dadurch zum glaub-
würdigen Vermittler und An-
bieter «guter Dienste».

Absurd? Würde-, haltungs- 
und prinzipienlos? Genau dies 
ist aber die Kernbotschaft von 
SVP-Doyen Christoph Blocher 
zu seiner «Neutralitätsinitiati-
ve», über die wir am 27. Sep-
tember abstimmen werden. 
Für ihn sind es momentan 
Europa, die Ukraine und Russ-
land, die es angeblich «neu-
tral» zu bewerten gebe. Aus 
dieser Warte sollte sich die 
Ukraine am besten kampflos 
der russischen Diktatur unter-
werfen. Dann wäre «Frieden» 
und wir könnten wieder billi-
ges Gas und Öl aus Russland 
beziehen. Doch mit der «Neu-
tralitätsinitiative» wird dieses 
Ziel auch erreicht. Zynischer 
und dreister geht es nicht, 
wenn man sich gleichzeitig 
für völlige Autarkie starkmacht 
und gegen «fremde Richter» 
wettert, wenn’s dann ums ei-
gene Gärtchen geht. Deshalb 
sprechen wir auch von einer 
«Pro-Putin-Initiative». Blocher 



Jahren aussieht. Trotzdem be-
handeln wir Bildung politisch oft 
wie eine Ausgabe, die man bei 
Bedarf auch etwas kürzen kann. 
Dabei käme niemand auf die 
Idee zu sagen: «Bei der Feuer-
wehr reicht es, wenn heute nur 
die Hälfte ausrückt.» Oder im 
Spital bewusst auf ausreichend 
ausgebildetes Fachpersonal zu 
verzichten, wenn es beispiels-
weise um eine komplexe Ope-
ration geht. Ich sehe daher als 
engagierte Pädagogin nicht 
ein, weshalb wir ausgerechnet 
bei der Bildung und ihren an-
spruchsvollen Aufgaben mit we-
niger zufrieden sein sollten. 

Die Anforderungen an die 
Schulen wachsen zunehmend. 
Klassen werden vielfältiger, Kin-
der bringen unterschiedlichs-
te Voraussetzungen mit, die 
Lebensrealitäten von Familien 
verändern sich stark und Lehr-
personen übernehmen immer 
neue Aufgaben. Gleichzeitig 
fehlt es im Kanton Bern an qua-
lifizierten Lehr- und Fachper-
sonen. Wer gute Bildung will, 
muss deshalb auch gute Rah-

menbedingungen schaffen. 
Genau das will die Bildungsin-
itiative. Sie verankert Bildungs-
qualität als Auftrag in der Kan-
tonsverfassung und verpflichtet 
Kanton und Gemeinden, die nö-
tigen Voraussetzungen dafür zu 
schaffen. Natürlich löst ein JA 
nicht über Nacht alle Probleme. 
Es zaubert uns auch keine hun-
dert neuen Lehrpersonen aus 
dem Hut – so schön das auch 
wäre. Aber es setzt ein klares 
Zeichen: Gute Bildung ist keine 
Schönwetteraufgabe, sondern 
eine Investition, die auch dann 
Priorität hat, wenn die Mittel we-
niger werden. Die spannendste 
Frage lautet deshalb nicht: Was 
kostet gute Bildung? Sondern: 
Was kostet es uns, wenn wir 
darauf verzichten? Als Schullei-
terin weiss ich: Jeder Franken, 
den wir heute in gute Schulen 
investieren, zahlt sich später 
mehrfach aus – für unsere Kin-
der, unsere Wirtschaft und un-
sere Gesellschaft. 

Darum sage ich am 27. Septem-
ber überzeugt JA zur Berner 
Bildungsinitiative.

Kantonale Abstimmung vom 27. 9. 2026: JA zur Berner Bildungsinitiative

Gute Bildung gibt es nicht zum Nulltarif
Von Franziska Bühler, Gemeinderätin und Schulleiterin

Wer schon einmal ein Haus ge-
baut hat, weiss, am Fundament 
zu sparen ist eine schlechte 
Idee. Man sieht es am Anfang 
vielleicht nicht, aber irgendwann 
zeigen sich die Risse. Genau 
deshalb stimme ich am 27. Sep-
tember JA zur Berner Bildungs-
initiative. 

Ich schreibe diesen Text nicht 
nur als Politikerin und Mutter, 
sondern auch als Schulleiterin 
und Lehrerin. Ich erlebe jeden 
Tag, was unsere Schulen leisten 
und wo sie zunehmend an ihre 
Grenzen kommen. Schule ist 
weit mehr als Lesen, Schreiben 
und Rechnen. In unseren Klas-
senzimmern lernen Kinder mit-
einander zu leben, Konflikte zu 
lösen, Verantwortung zu über-
nehmen und kritisch zu denken. 
Sie sind die Fachkräfte, Unter-
nehmer:innen, Handwerker:in-
nen, Pflegenfachkräfte und Ge-

meinderät:innen 
von morgen. 
Kurz gesagt: Bil-
dung entschei-
det darüber, 
wie unsere 
Gesellschaft 
in zwanzig 
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Die Initiative für Ernährungs-
sicherheit greift ein wichtiges 
Anliegen auf: Die Schweiz 
soll auch künftig über genü-
gend gesunde Lebensmittel 
und sauberes Trinkwasser 
verfügen. Aus sozialdemo-
kratischer Sicht verdient sie 
deshalb grundsätzlich Sym-
pathie. Besonders zu begrüs-
sen sind der Schutz von Kul-
turland, Bodenfruchtbarkeit, 
Biodiversität und Grundwas-
ser sowie die Forderung nach 
einer standortangepassten, 
ressourceneffizienten und 
klimabewussten Landwirt-
schaft. Auch ein ressourcen-
schonender Umgang mit Le-
bensmitteln und eine stärkere 
Ausrichtung auf pflanzliche 
Ernährung weisen in die rich-
tige Richtung.

Eine nachhaltige Landwirt-
schaft muss selbstverständ-
lich ihre eigenen Grundlagen 
schützen. Wer diese Res-
sourcen übernutzt, gefährdet 
langfristig genau jene Land-
wirtschaft, die er stärken will. 
Positiv ist deshalb, dass die 
Initiative klare Grenzen bei 
Stickstoff- und Phosphorbe-
lastungen setzen will.

Problematisch ist jedoch 
die Forderung, einen Net-
to-Selbstversorgungsgrad 
von mindestens 70 Prozent 
anzustreben. Eine hohe Ei-
genversorgung ist sicherlich 
sinnvoll und stärkt die Wider-
standsfähigkeit der Schweiz. 
70 Prozent sind aber ein zu 
ambitioniertes Ziel. Es besteht 
die Gefahr, dass zusätzlicher 
Druck entsteht, die Schweizer 
Landwirtschaft mit aller Kraft 
hochzufahren – unabhängig 
davon, ob dies an den jewei-
ligen Standorten ökologisch 
sinnvoll ist.

Ernährungssicherheit darf 
nicht bedeuten, möglichst 
viel zu produzieren, koste es, 
was es wolle. Die Schweiz 
verfügt über begrenzte Bö-
den, Wasserressourcen und 
landwirtschaftliche Flächen. 
Mehr Produktion darf nicht 
durch eine weitere Belastung 
von Gewässern und Böden 
erkauft werden. Eine starke 
Landwirtschaft ist nur dann 
zukunftsfähig, wenn sie ihre 
natürlichen Grundlagen er-
hält.

Wichtig ist zudem, dass not-
wendige Veränderungen 

Bitte einsenden an: SPplus Wohlen, Postfach 319, 3032 Hinterkappelen

Eidg. Abstimmung vom 27. 9. 2026: Stimmfreigabe zur Ernährungsinitiative 

Richtige Richtung, doch leider zu starr
Von Bänz Müller, Gemeindepräsi

sozialverträglich erfolgen. 
Wenn die Gesellschaft eine 
nachhaltigere Landwirtschaft 
verlangt, müssen Bäuerinnen 
und Bauern bei dieser Ent-
wicklung finanziell und struk-
turell unterstützt werden.

Die Initiative enthält zwar 
richtige und unterstützens-
werte Anliegen. Die starre 
Vorgabe eines Selbstversor-
gungsgrades von 70 Prozent 
geht jedoch zu weit und birgt 
ökologische Risiken. Eine vor-
behaltlose Zustimmung ist 
deshalb ebenso wenig ange-
bracht wie eine Ablehnung 
der wichtigen Grundanliegen.

Deshalb empfiehlt die 
SPplus Wohlen Stimmfrei-
gabe. Die Schweiz braucht 
eine starke Landwirtschaft 
und eine hohe Ernährungssi-
cherheit – aber nicht um den 
Preis einer Übernutzung ihrer 
natürlichen Lebensgrundla-
gen.

Bänz Müller, Ge-
meindepräsi


